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Es war ein Tierschutzfall, wie es ihn
in der Schweizwohl noch nie gegeben
hat. Am 6. November liess der Solo-
thurner Veterinärdienst 122 Hunde
einschläfern, gegen die Tierhalterin
wurde ein Strafverfahren eingeleitet.
Die allgemeine Bestürzungwar gross.

Doch schon lange vorher herrsch-
ten auf dem Hof miserable Zustände,
und die Behörden wussten es. Der
Regierungsrat beauftragte das An-
waltsbüro Kellerhals Carrard, den
Fall zu untersuchen, und publizierte
Anfang Juli 2026 denBericht.Das Fazit:
Die Behörden haben Fehler gemacht,
sind aber auch Opfer einer «gezielten
Täuschung» geworden. Das zuständi-
geDepartement ist noch immermit der
Analyse des Berichts beschäftigt und
hat Massnahmen angekündigt, damit
sich ein Fall Ramiswil nichtwiederholt.

Anfang 2024 übernahm die Mitt-
fünfzigerin M. B. den Bodenhof in
Ramiswil SO. Schon vorher war sie
in Bern und Freiburg mit dem Gesetz
in Konflikt geraten. Die Solothurner
Tierschutzbehörden wussten davon.
Einmal ging es um vernachlässigte
Hunde. Ein anderes Mal kontrollierte
das Berner Veterinäramt einen Hof
vonM. B. und fand dort in einer unbe-
leuchteten Unterkunft rund ein Dut-
zend Ziegen, zwei Rinder und acht
Pferde. Das Amt konstatierte «schwe-
re Verstösse» gegen das Tierschutz-
gesetz, erwog eine Strafanzeige und
wollte dieTiere beschlagnahmen.Weil
M. B. versicherte, die Tierhaltung sei
nur provisorisch, bis sie denHof in Ra-
miswil beziehen könne, sahen die Ber-
ner Behörden von einer Beschlagnah-
mung ab. Sie informierten den Veteri-
närdienst in Solothurn.

Trotz des Wissens um die Vorge-
schichte begegneten die Solothurner
VeterinärbehördenderFraumit «Wohl-
wollen»,wie imBericht steht.DerTier-
bestand war noch überschaubar, und
die achtfacheMutterundETH-Lebens-
mittelingenieurin machte einen gu-
ten Eindruck, so gaben es die Mitar-
beitenden der Solothurner Behörden
rückblickend zu Protokoll. Sie habe
mit einem innovativen Konzept für die
Produktion von Stutenmilch als Baby-
nahrung überzeugt.

Pferdehaltung wegen
Morast «grenzwertig»
Bald schon kontrastierte das Bild der
seriösen und wissenschaftlich fun-
dierten Landwirtinmit derRealität auf
demHof. Schon im Januarund Februar
2024 gingen erste anonyme Meldun-
gen beimVeterinärdienst ein.DieTiere
seien in schlechtemZustand, esmang-
le an Hygiene und Auslauf, hiess es.

Nach einer ersten Kontrolle durch
die externe Firma Agrocontroll im
März 2024 meldete diese dem Vete-
rinärdienst: Die Hofbesitzerin habe
denTerminmitVerweis aufVerpflich-
tungen verschieben wollen, aber der
wahre Grund für den Verschiebungs-
wunsch sei wohl gewesen, dass sie
«das Chaos auf dem Hof zuerst ei-
nigermassen in den Griff» habe be-
kommen wollen. Die Pferdehaltung
sei wegen zu viel Morast grenzwertig,
schrieben die Kontrolleure, die Tie-
re seien aber wohlauf. Für die Zucht

von 35Herdenschutzhunden seien die
Gehege vermutlich zu klein.

Plötzlichwaren da 35Hunde.Eigent-
lich hatte M. B. eine Stutenmilch-Pro-
duktion aufziehen wollen.

Was in den folgenden Monaten bis
zurEskalationEnde 2025 geschah, liest
sichwie ein endloses, tragisches Büh-
nenstück. Da ist auf der einen Seite
eineTierhalterin, die immermehrTie-
re sammelte, diesevernachlässigte und
es immerwieder schaffte, die tatsächli-
che Situation auf demHof zuverschlei-
ern und die Behörden im Glauben zu
lassen, sie entwickle sich zum Guten.
IhrVerhaltenwird im Bericht als «un-
ehrlich und manipulativ» bezeichnet.

Doch auch der Veterinärdienst
kommt nicht gut weg. Ihm wird zwar
ein «aussergewöhnliches Engagement
für das Tierwohl» attestiert. Doch die
Behörde war überfordert und gegen-
über derTierhalterin «unter den gege-
benen Umständen gutgläubig».

Abgemagerte und
tote Tiere in Ramiswil
Im März 2024 beschwerte sich ein
Bauer, die Pferde von M. B. würden
auf seinerWiese Gras fressen und ihre
rund 30Hundeverdreckten sein Land.
Die Hofbesitzerin beschwichtigte ge-
genüber demVeterinärdienst: Sie pla-
ne, dieWelpen abzugeben, die Zahl ih-
rerHundewolle sie langfristigmassiv
reduzieren. Sie sei selber derMeinung,
es seien zu viele Tiere auf dem Hof.

Bei einerunangemeldetenNachkon-
trolle desVeterinärdiensts imMai 2024
hielt M. B. nicht mehr nur 35 Hunde
wie noch imMärz, sondern bereits 46,
und dazu einen Welpenwurf. Obwohl
M. B. zuvor gesagt hatte, sie reduziere
den Bestand. Eine Person, welche die
Nachkontrolle begleitet hat, nahm ge-
mäss Aktennotiz «zwei Shetlandpo-
ny-Stuten und ein totes Fohlen» mit.
Es hatte nun auch Schafe auf demHof,
diese seien «brandmager». Ein Schaf
sei an Milchfluss und Nahrungsman-
gel gestorben.

M. B. hatte dafür Erklärungen. Sie
habe eine «heftige allergische Reak-
tion auf einMedikament» erlitten, zu-
demhabe es bei denTieren Geburten-
probleme gegeben. Zwei dermageren
Pferde hätten Magengeschwüre, die
würden aber behandelt. Wieder be-
teuerte sie, sie wolle den Tierbestand
deutlich reduzieren. Sie fände maxi-
mal 25 bis 30 Hunde eine gute Grös-
se, habe sie laut Bericht gesagt.

DreiMonate später, imAugust 2024,
gingen nach einer Fohlenschau in der
GegendmehrereMeldungen beimVe-
terinärdienst ein: Die Stuten und Foh-
len vonM.B. seien zumager undwür-
den nicht gepflegt, hiess es. Und im
September 2024 informierteAgrocon-
troll denVeterinärdienst erneut: Land-
wirte hätten sich an einer Viehschau
über den Hof von M. B. ausgetauscht
und beabsichtigten, den Tierschutz
einzuschalten, «falls nichts passiere».
«Uns ist bewusst, dass der Betrieb ein
Pulverfass ist», schrieb daraufhin je-
mand von der Behörde. Massnahmen
seien angeordnet, die nächste Kontrol-
le sei in Planung.

Wie ist es möglich, dass die Behör-
den M. B. trotz dieser frühen und ein-
deutigenAlarmsignale fast zwei Jahre
gewähren liessen? Ende 2024, ein Jahr

nach ihrem Zuzug, seien dem Veteri-
närdienst «kumulierte Auffälligkei-
ten» vorgelegen, heisst es im Bericht.
Unter anderem habe sich abgezeich-
net, dass M. B. ein «Satellitensystem»
mit Helferpersonen betrieb, um ihre
Bilanz in der schweizweiten Hunde-
datenbank Amicus zu schönen. Tiere
wurden temporär verschoben und
umgeschrieben – gegenüber den Be-
hörden sprach M. B. von «Probewoh-
nen» –, womit sie erreichte, dass we-
niger Hunde auf sie eingetragen wa-
ren, als tatsächlich auf demHof lebten.

Ab Januar 2025 durfte sie gemäss
einerVerfügung desVeterinärdienstes
nurnoch 25 erwachseneHunde halten
– sowie einen Welpenwurf aufs Mal.
Doch die Umsetzung konnten die Be-
hörden nicht kontrollieren.DerGrund:
Für eine effektive Kontrolle braucht
es unangemeldete Besuche, und die
waren ab Januar 2025 kaum noch
möglich. Die zahlreichen frei laufen-
denHerdenschutzhunde auf demHof
verhielten sich teilweise aggressiv.
M. B. bestand gegenüber dem Veteri-
närdienst auf einem Termin, weil sie
meistens abwesend sei und ihre Hel-
fer die Hunde nicht im Griff hätten.
Sie übernehme «keine Verantwor-
tung» für den Fall, dass fremde Per-
sonen das Areal beträten.

Mehr als einmal versuchte der Ve-
terinärdienst dennoch, den Hof un-
angemeldet zu kontrollieren, kehrte
aber angesichts derHundewieder um.

Das hätte derVeterinärdienst nicht
tolerieren dürfen, heisst es imBericht.
Die unangemeldeten Kontrollen sei-
en ein wichtiges Instrument der Tier-
schutzbehörden.Dass die Behörde der
Frau immernochVertrauen entgegen-
brachte, sei «eher erstaunlich».

Ende Oktober 2024 reichte der Ve-
terinärdienst bei der Staatsanwalt-
schaft des Kantons Solothurn Strafan-
zeige gegen M. B. wegen Widerhand-
lung gegen das Tierschutzgesetz ein
– ein halbes Jahr nachdem die Män-
gel im März festgestellt worden wa-
ren. Die Pferdeställe seien schmut-
zig, und die Ausläufe stark morastig,
was die Pferde überfordere, hiess es in
der Anzeige. Dasselbe in den Hunde-

gehegen,wo sich «Hundekotmit dem
morastigen Naturboden» vermische.

Expertin: «Gerichte fallen
Behörden oft in den Rücken»
Die Zurückhaltung der Behördenwird
imBericht so erklärt: Zum einen seien
die BehördenmitarbeitervonM.B. im-
merwieder getäuscht worden.Weiter
habe das Dossier enorme Ressourcen
beansprucht, und die allgemeine
Arbeitslast sei gemessen am Perso-
nalbestand ohnehin gross gewesen.
Ebenfalls eine Rolle spielte allem An-
schein nach, dass der Veterinärdienst
keinen Rechtsstreit mit derTierhalte-
rin riskieren wollte.

NachAnsicht derTierrechtsexpertin
Marie-Lou Laissue, Mitarbeiterin bei
«Tier im Recht», waren diese Beden-
ken begründet. «Die Gerichte fallen
oft jenen Behörden in den Rücken,
die schneller und härter durchgreifen
– indem sie das behördlicheVorgehen
als unverhältnismässig kritisieren.»

Deswegenwürden heute die gesetz-
lichen Möglichkeiten, Tieren effek-
tiv zu helfen, oft nicht ausgeschöpft.
Nicht die gesetzlichen Grundlagen
müssten verschärft werden, sondern
die Anwendung.Mit Blick auf das Ge-
setz hätten die Behörden Ramiswil
durchaus früh mit harten Massnah-
men eingreifen können, etwa mit der

WegnahmevonTieren odermit einem
Tierhalteverbot, sagt Marie-Lou Lais-
sue. «EinTier, das beispielsweise nicht
genug Futter bekommt, kann grund-
sätzlich vorsorglich beschlagnahmt
werden.» Ein Tierhalteverbot sei die
Ultima Ratio, der imNormalfallmilde-
reMassnahmenwieVerfügungen und
Auflagen vorangehen. «Werden Tiere
jedoch unter sehr gravierenden Um-
ständen gehalten,wie etwa beim soge-
nanntenAnimal Hoarding, könnte so-
gar direkt einTierhalteverbot erlassen
werden», erklärt Laissue.

Im Frühling 2025 griff der Veteri-
närdienst gegenüberM. B. zum zweit-
schärfsten Mittel. Bei einer unange-
kündigten Kontrolle fanden die Behör-
den 41 ausgewachsene Hunde und
24 Welpen, viel mehr als die verfüg-
te Höchstzahl. DieWelpenwaren ver-
dreckt und litten an Parasiten sowie
starkemDurchfall, auch imWohnhaus
waren die Hygienebedingungen deso-
lat. Überall habe Kot gelegen.

Eigentlich hätte derVeterinärdienst
dieWelpen beschlagnahmenmüssen,
sie seien in einem «erbärmlichen Zu-
stand» gewesen, sagten Mitarbeiten-
de später im Rahmen der Untersu-
chung. Stattdessen nahmen die Behör-
den M. B. nur 14 derWelpen weg und
vermittelten sie unter grossem Auf-
wand an neue Hundehalter. Teilwei-

Die Akte Ramiswil:
Eine Chronik
des Scheiterns

Tierschutzfall Der Solothurner Veterinärdienst liess
im letzten November 122 Hunde einschläfern.

Jetzt zeigt der Untersuchungsbericht: Auf demHof
herrschten schon lange miserable Zustände,

und sie waren der Tierschutzbehörde bekannt.

Bild des Grauens: Getötete Hunde vom Bodenhof. Foto: «Schweiz heute»
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Armeechef Benedikt Roos fliegt
Ende Juli in die USA, um die
Kooperation der Schweizer Ar-
mee mit der Nationalgarde des
Bundesstaates Colorado zu be-
siegeln. Zum Programm gehö-
ren ein Treffen mit Gouverneur
Jared Polis, Gespräche mit Ver-
tretern der Nationalgarde und
der Besuch eines Flugtrainings.
Zu Gast sind auch Callista Ging-
rich und ihr EhemannNewt. Die
US-Botschafterin in Bern zieht
mit ihremOutfit – einemFlieger
overall mit auffälligemNamens-
schild – die Blicke auf sich und
dokumentiert den Besuch fleis-
sig auf der Plattform X, wo sie
die «starke Beziehung» der bei-
den Länder betont.

Doch hierzulande hält sich die
Begeisterung in Grenzen.

Dervon US-Präsident Donald
Trump angezettelte Zollstreit
sorgt für Unmut und wirkt sich
auf die Partnerschaft mit Colo-
rado aus. «Trump piesackt die
Schweiz auf allen Ebenen und
setzt die Nationalgarde gegen
die eigene Bevölkerung ein», sagt
SP-Ständerätin Franziska Roth.
«Unter diesen Umständen brau-
chen wir keine militärische Zu-
sammenarbeit.» DieArmee solle
sich bessermit den europäischen
Partnern austauschen: «Nur das
bringt uns etwas.»

Sorge um die Neutralität
GemässAbsichtserklärungwollen
die Schweiz und Colorado in den
Bereichen Cybersicherheit,Welt-
raum, Schutz von kritischer Inf-
rastruktur, Sanität und Logistik
kooperieren. «Die Partnerschaft
dient derAusbildungszusammen-
arbeit und ermöglicht derSchwei-
zer Armee, ihre Verteidigungsfä-
higkeit zu stärken», schreibt die
Armee in einer Mitteilung.

Allerdings kommt auch Kritik
von rechts. «Die Armee setzt ein
falsches Signal», sagt SVP-Nati-
onalrat Michael Götte. «Die USA
sind nicht mehr der verlässliche
Partner von früher.» Vor derAb-
stimmung über die Neutralitäts-
initiative sei dasVorgehen «stra-
tegisch ungeschickt». Ein Aus-
tausch stört Götte nicht. Es sei
gut, habe sich derArmeechef ein
Bild vor Ort gemacht. «Partner-
schaftsverträge gehen jedoch zu
weit», sagt der SVP-Verantwort-
liche für Sicherheitspolitik. Der
Nutzenvon gemeinsamenÜbun-
gen sei überschaubar. «Ich hoffe,
dass dies die Armee selbst ein-
sieht. Ein Ausstieg aus diesem
Engagement wäre ohne weite-
res möglich.»

SP-Politikerin Roth kommt zum
gleichen Schluss: «Die Armee
muss die Partnerschaftmit Colo-
rado beenden.» DerUS-Bundes-
staat sei weniger dicht besiedelt
als die Schweiz und habe andere
Herausforderungen.Die Schwei-
zerGebirgsspezialisten gehörten
schon zur Weltspitze, und beim
Katastrophenschutz werde die
Armee nur subsidiär eingesetzt.
Gefragt sei dort vor allem der Zi-
vilschutz. «Die Partnerschaft ist
gesucht.»

Unterstützung von derMitte
DieArmeeverteidigt sich in einer
Stellungnahme: Die National
garde von Colorado verfüge über
interessante Kompetenzen –
«beispielsweise im Raumfahrt-
bereich».DieTruppe hat einWelt-
raum-Bataillon und ist in der
Raketenfrühwarnung und Satel-
litenkommunikation tätig. Laut
Armee entstehen keineVerpflich-
tungen oder Abhängigkeiten für
die Schweiz. Militärische Einsät-
ze seien explizit ausgeschlos-
sen. Deshalb sei die Partner-
schaft auch «mit der Neutralität
vereinbar».

Die Zusammenarbeit wurde
unter Roos’ Vorgänger Thomas
Süssli aufgegleist. Ein Rückzie-
her wäre möglich. «Die Schweiz
kann die Zusammenarbeit jeder-
zeit aussetzen», schreibt die Ar-
mee. Sie hat aber andere Pläne.
Die Partnerschaft sei langfristig
angelegt. Bald soll es einen Ge-
genbesuch einer Delegation aus
Colorado in derSchweiz geben.Es
sei «nicht angebracht», schreibt
die Armee, die Partnerschaft von
den Fortschritten in anderenDos-
siers in den Beziehungen zu den
USA abhängig zu machen.

Unterstützung bekommt die
Armee aus der Partei vonVertei-
digungsministerMartin Pfister.
«Trump benimmt sich unmög-
lich», sagt Mitte-Nationalrätin
Nicole Barandun. Eine Partner-
schaft mit europäischen Län-
dern sei einfacher erklärbar.
Trotzdem habe dieArmee nach-
vollziehbar dargelegt,warum es
die Zusammenarbeit mit Colo
rado brauche. Diese war be-
reits Thema in der Sicherheits
politischen Kommission des
Nationalrats. Auf den unteren
Ebenen funktioniere der Aus-
tauschmit den USA immer noch
gut, sagt Barandun. «Wir sollten
diese Beziehungen aufrechter-
halten.» Dies könne helfen, Tü-
ren zu öffnen.

Adrian Schmid

«Strategisch ungeschickt»:
US-Abenteuer des

Schweizer Armeechefs
sorgt für Ärger

Partnerschaft mit Nationalgarde Benedikt Roos
feiert in Colorado eine neue Kooperation –
doch in Bern stösst er auf ungewöhnlichen

Widerstand: Politiker aus SP und SVP
wollen das Projekt stoppen.

Gut gelaunt in Colorado: Der Armeechef Benedikt Roos ist bei einem
Flugtraining der Nationalgarde dabei. Foto: Screenshot Instagram

se arbeiteten die Veterinärdienst-Mit-
arbeitenden in ihrer Freizeit, um fürdie
Welpen neue Besitzer zu suchen.Nach-
träglich bezeichneten sie die Situation
als «Horror». Die Welpenvermittlung
habe das Amt währendWochen prak-
tisch lahmgelegt. Die Schwierigkeit be-
stand darin, dass Herdenschutzhunde
schwer vermittelbar sind, weil sie in
Aufzucht, Sozialisierung und Betreu-
ung hoheAnforderungen an denHun-
dehalter stellen.

Positive Überraschung –
aber nicht für lange
DerVeterinärdienst forderte M. B. auf,
die Räume zu reinigen, Einstreu zu be-
sorgen, Futtergeschirr zu installieren,
die Tiere zu säubern und die Hunde-
datenbank Amicus zu aktualisieren.

Bei der nächsten Kontrolle, daswar
im Mai 2025, erlebten die Tierschutz-
behörden auf dem Bodenhof eine po-
sitive Überraschung. Haus und Stall
waren geputzt, der Tierbestand redu-
ziert. Der Hof war «nicht wiederzuer-
kennen», berichtetenMitarbeitende. Es
seiwie einWendepunkt gewesen,M. B.
habe offensichtlich den «Schalter um-
gelegt». ImTeam habe grosse Erleich-
terung geherrscht. Der Hof sei vorerst
von derRisikoliste genommenworden.

Doch die Erleichterungwährte nicht
lange. Im Juli 2025 gab eswieder neue
Meldungen, dass zahlreiche Welpen
vorhanden seien. Die Halterin suche
nach Personen, bei denen sie diese
«verstecken» könne, someldete es eine
anonyme Person laut Bericht.

Damit konfrontiert, reagierte M. B.
wiederum mit Ausflüchten. Es habe
sich umungewollte Deckungen gehan
delt, die Tiere seien zeitnah nach
Deutschland gebracht worden. In den
Folgewochen kommunizierteM.B. ge-
genüber dem Veterinärdienst beina-
he übertrieben offensiv. Regelmässig
sandte sie unaufgefordert Informatio-
nen überdie Unterbringung und Pflege
derHunde, über Pläne betreffendHof-
bewirtschaftung, und sie stellte Fra-
gen zuTierarten und Betriebskonzep-
ten – unterlegtmit Bildmaterial.Wäh-
rend des «Informationsoverflows»,wie
Mitarbeitende der Behörde es rückbli-

ckend nannten, spitzte sich auf dem
Hof die Situation zu.Und diesmal sollte
es im grossen Desaster enden.

An dieser Stelle ist der Bericht
grossflächig geschwärzt, doch der trau-
rige Kerngehalt dessen,was in den ers-
ten Novembertagen 2025 geschah, ist
lesbar. Ein anonymerMelder berichtete
demAmt für Landwirtschaft, ermüss-
te auf dem Bodenhof eigentlich Hun-
de füttern, könne dies aber nicht, weil
diese ihn angreifen würden. M. B. sei
nicht dort, und es seien an die hundert
frei laufendeHunde auf demAreal, die
sich teilweise gegenseitig angreifen
und verletzen würden. Die Tiere hiel-
ten sich auf demGelände, im Stall und
auch imWohnhaus auf.

M. B.wies die Vorwürfe amTelefon
zurück, sie füttere die Tiere zweimal
täglich, keines sei krank oder zu dünn.
Derweil gab esweitereMeldungen, und
sie wurden immer schriller. Jemand
drohte mit dem Einbezug der Medien
und schickte schockierende Fotos. Der
Anblick dieser Bilder habe im Veteri-
närdienst einen «Schock» ausgelöst,
heisst es im Bericht: als ob man mit
«100 gegen dieWand gefahren» sei.

Diesmal nahm der Veterinärdienst
zweiWildhüter und drei Kantonspoli-
zisten mit. Ihnen bot sich ein Bild des
Grauens. Überall habe Hundekot ge-

legen, verletzte Tiere mit Blutspuren
seien im Garten, im Haus, im Estrich
und in verschiedenen Zwingern ge-
wesen. Im Estrich hätten sich Welpen
ohneWasser aufgehalten, steht im Be-
richt. 122 Hunde waren auf dem Hof,
43 Pferde und 2 Ziegen. DerVeterinär-
dienst entschied sich, sämtliche Hun-
de einzuschläfern. Die Pferde und Zie-
genwurden an einen «geeignetenOrt»
gebracht.

Laut CH Media berichteten Augen-
zeugen von «cowboyhaften Szenen»
während der Massentötung, Tierärzte
hätten einzelne Hunde kreuz und quer
über den Hof gejagt, manche seien in
Panik geraten, als sie denTod ihrerArt-
genossen mitbekamen. Zuerst hätten
die Beamten Futter mit Betäubungs-
mittel ausgelegt, dann die Tiere teil-
weise mit Schlingen eingefangen und
mit Giftspritzen getötet. Zwei derHun-
de flüchteten in den Wald, wo sie von
einem Polizisten erschossen wurden.

Schon die 14Welpenwaren imFrüh-
ling 2025 kaumvermittelbar gewesen,
erst recht sah derVeterinärdienst keine
Möglichkeit, für 122Herdenschutzhun-
de geeignete Halter zu finden. 56 von
ihnen waren ausgewachsen, 46 Jung-
hunde und 20Welpen.

Im Bericht heisst es, eine Person,
die beim Veterinärdienst arbeitet, sei
erschüttert und wütend gewesen dar-
über, dass M. B. die Behörde monate-
lang «verarscht» habe. Eine an derHof-
räumung beteiligte Person bezeichne-
te später das Erlebte als «Super-GAU»
und bewertete die Schwere das Falls
auf einer Skala von 1 bis 10 mit einer
«12». Es sei ein totaler Schock gewesen.

Heute wird der abgelegene Hof im
Solothurner Jura nichtmehr bewohnt,
Stallungen undZwingeranlagen stehen
leer, wie die Staatskanzlei Solothurn
auf Anfrage mitteilt. Nur die zum Hof
gehörendenWeidenwürden von einer
nicht am Fall beteiligten Person ge-
nutzt, aktuell würden auf denWiesen
einige Pferde gesömmert.

Wo M. B. heute ist, weiss man of-
fiziell nicht. CH Media berichtete, sie
sei im Ausland. Das Verfahren werde
nicht nur gegen sie, sondern auch ge-
gen drei Männer aus ihremUmfeld ge-
führt. M. B. habe im Verfahren gesagt,
sie habe denHof ausAngst vorTätlich-
keiten verlassen und habe sich deshalb
nicht um die Tiere gekümmert.

Nach dem Fall Ramiswil erschie-
nenMedienberichte über die Frau, die
eine andere Seite zeigten als die frühe-
ren Porträts. SRF sprachmitmehreren
Personen, die mit M. B. zusammenge-
arbeitet hatten, etwa im Pferdehandel
oder bei der Unterbringung von Pfer-
den. Sie sahen sich von ihr getäuscht.

M. B.war für eine Stellungnahme für
diesenArtikel nicht erreichbar.Als der
SolothurnerVeterinärdienst am6.No-
vemberdenHof räumte und 122Hunde
einschläferte, generierte er gleichen-
tags Auszüge aus der Hundedaten-
bank Amicus. Der Bodenhof von M. B.
wies 25 Hundehaltungen aus. Es sei
das «endgültige Platzen der Lebens-
lügeblase» von M. B. gewesen, sagte
eine Mitarbeiterin später bei der Un-
tersuchung.

M. B. erfuhr am 6.November telefo-
nisch, dass ihre Tiere beschlagnahmt
werden. Sie teilte mit, sie wolle sich
rechtlich dagegen wehren.

«Werden Tiere unter
sehr gravierenden
Umständen gehalten,
könnte sogar direkt
ein Tierhalteverbot
erlassenwerden.»

Marie-Lou Laissue
Tierrechtsexpertin
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Schweizer Tierschutz zeigt
Solothurner Kantonstierärztin an

Wegen des Falls Ramiswil hat der
Schweizer Tierschutz die Solothurner
Kantonstierärztin und ihren Vorgesetzten,
den Chef des Amtes für Landwirtschaft,
angezeigt. Das sagte Peter V. Kunz,
Präsident des Schweizer Tierschutzes
(STS), in einem Interview mit CHMedia.
Er wirft den beiden Angezeigten vor, sie
hätten nicht rechtzeitig interveniert und
stattdessen «mit der Tierhalterin geplau-
dert». Der Entscheid, sämtliche Hunde
zu töten, sei zu rasch gefällt worden –
«aus Bequemlichkeit», wie Kunz den
Verantwortlichen vorwirft. Unter den
Herdenschutzhunden seien viele Jung-
tiere undWelpen gewesen, die noch
sozialisierbar gewesen wären. (SZ)


